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Auftrag Cavegn 

 

betreffend Änderung des Übertrittsverfahrens in die Bündner Mittelschulen 

 

Antwort der Regierung  

 

Im Kanton Graubünden erfolgt der Eintritt in eine Mittelschule nach den Bestimmun-

gen der Verordnung über das Aufnahmeverfahren an den Mittelschulen (AufnahmeV; 

BR 425.060). Das Aufnahmeverfahren besteht aus einer kantonal einheitlichen Prü-

fung (keP), wobei in der Regel die Vorleistungen im Rahmen einer Übertrittsnote be-

rücksichtigt werden. Die Übertrittsnote wird für Schülerinnen und Schüler (SuS) der 

sechsten Primarschulklasse sowie der zweiten Sekundarschulklasse aus bestimmten 

Noten des jeweils letzten Semesters vor der keP berechnet. Mit Ausnahme des Fürs-

tentums Liechtenstein setzen neben Graubünden alle Mitglieder der EDK-Ost (Erzie-

hungsdirektorenkonferenz der Ostschweizer Kantone und des Fürstentums Liechten-

stein) auf eine Prüfung als hauptsächliches Selektionsinstrument. 

Die Regierung hat sich bereits mehrfach mit der Ausgestaltung des Aufnahmeverfah-

rens auseinandergesetzt und aufgezeigt, dass aufgrund der speziellen Mittelschulsi-

tuation im Kanton Graubünden (acht private Mittelschulen, eine kantonale Mittel-

schule) an einer keP festzuhalten sei, insbesondere, weil ein Verzicht den Druck auf 

die zuweisenden Lehrpersonen stark erhöhen würde (vgl. GRP 4 | 2008/2009, 

S. 640). Aus dem Bildungsbericht Schweiz 2018 der Schweizerischen Koordinations-

stelle für Bildungsforschung geht hervor, dass Aufnahmeverfahren mit einer Prüfung 

zur Selektion leistungsfähiger und -williger SuS bessere Resultate erzielen als Auf-

nahmeverfahren ohne Prüfung. Auch konnte aufgezeigt werden, dass die Wahr-

scheinlichkeit, trotz ungenügender Kompetenzen ins Gymnasium aufgenommen zu 

werden, in Kantonen ohne Aufnahmeprüfung deutlich höher ist als in solchen, in de-

nen eine Prüfung das hauptsächliche Selektionsinstrument darstellt. Mit Blick auf ei-

nen chancengleichen Zugang zu einer Mittelschulausbildung ist das Aufnahmever-

fahren mit keP gemäss wissenschaftlichen Erkenntnissen die bessere Lösung. Zu-

dem stellt die keP für die Regierung ein wichtiges strategisches Instrument dar, um 
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die Jugendlichen der Sekundarstufe II im Rahmen der bisherigen Anteile auf die du-

ale Bildung und die Mittelschulen zu verteilen (vgl. Botschaft der Regierung an den 

Grossen Rat, Heft Nr. 11/2011–2012, S. 1296). 

Die Regierung vertritt nach wie vor die Meinung, dass es zum Grundauftrag des re-

gulären Unterrichts gehört, die SuS auf die keP vorzubereiten, und steht daher den 

externen Prüfungsvorbereitungskursen kritisch gegenüber. Wie der Bildungsbericht 

2018 bestätigt, sind solche Kurse für einen nachhaltigen schulischen Erfolg aller-

dings nicht entscheidend. Es ist indes anzunehmen, dass Angebote für Nachhilfeun-

terricht bei einem Aufnahmeverfahren ohne keP zunehmen und diese erfahrungsge-

mäss von SuS aus sozial besser gestellten Schichten in Anspruch genommen wür-

den. Damit wäre die Chancengleichheit noch deutlicher in Frage gestellt als bei den 

Prüfungsvorbereitungskursen. 

Die Resultate der keP seit 2010 widerlegen die im Auftrag geäusserte Vermutung, 

der Zugang zu den privaten Mittelschulen in den Regionen würde durch das gegen-

wärtige System eingeschränkt. Ein Vergleich der Erfolgsquoten der SuS am Prü-

fungsstandort Bündner Kantonsschule und an den privaten Mittelschulen zeigt, dass 

in sechs von zehn Prüfungsjahren die Erfolgsquote über beide Prüfungen eines Prü-

fungsjahres betrachtet (Untergymnasium sowie Einheitsprüfung für Gymnasium, 

Handels- und Fachmittelschule) an den privaten Mittelschulen insgesamt höher war 

als an der Bündner Kantonsschule.  

Der Verzicht auf eine keP würde einen grundlegenden Systemwechsel darstellen 

und müsste aus Sicht der Regierung faktenbasiert erfolgen. Dies insbesondere auch 

deshalb, weil die Regierung gemäss Art. 7 des Gesetzes über die Mittelschulen im 

Kanton Graubünden (Mittelschulgesetz, MSG; BR 425.000) für die Qualitätssiche-

rung zuständig ist. Aufgrund dieser Ausführungen beantragt die Regierung dem 

Grossen Rat, den vorliegenden Auftrag wie folgt abzuändern: 

Die Unterzeichnenden beauftragen die Regierung, zwecks Schaffung der Entschei-

dungsgrundlage für die Anpassung des Aufnahmeverfahrens an den Mittelschulen, 

die Vor- und Nachteile von Aufnahmeverfahren mit und ohne Aufnahmeprüfung mit-

tels eines externen Gutachtens darzulegen. 
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